
liche Meinungsbildung einzuschalten.l S1e  U haben eine VOL C155 des linken Flügels der Radıkalen, Dr Arturo TYToNn-
allem antıkatholische Kampagne aufgenommen, die dizı (eines der einflußreichsten Männer 1mM gegenwärtigen
VO Regierungsseıite nıcht eingeschrıitten wird. Die Redak- polıtischen Leben des Landes) se1t Jahren aktive V FOtz-
tiıonen der wichtigsten Zeıtungen des Landes sind VO kisten“. Der Bruder des Ch der Soz1alıstischen Partei1,
führenden Kommunıisten durchsetzt. Auch 1m Rundfunk Ghioldi, 1St kommunistischer Parteiıführer un: Mitgliedun 1n den Illustrierten kommen tast täglıch Kommun1i1- des Zentralkomitees der Argentinıiens. Auch der Bru-
sSten Wort. An den staatlichen Universıitäten des Lan- der des radıkalen Parteıtührers Larralde iSt ein führender
des haben, W1e das Memorandum SagtT, führende Kom- kommunistischer Parteitunktionär. Irotz der z wel
munısten Lehrstühle inne. Jahre verspateten Ratiıfızierung der antıkommunistischen
VWegen der ogroßen Bedeutung VO  e} Famıilienbeziehungen Resolution der XI Interamerikanischen Konfterenz VO
1m politischen Leben Argentinıiens macht das emoran- Caracas Maäarz 1St dieser kommunistische Einfluß
dum ZU Schluß aut die verwandtschaflichen Beziehun- 1m Lande ständig gestiegen.
SCHh tührender demokratischer Polıitiker tührenden )as Memorandum begnügt sıch mıt der Aufzählung die-
Kommunisten autmerksam. So sınd die Brüder des Füh- ser Tatsachen.

Fragen des soziaien‚ wirtschaftlichen und politischen Lebens
Die Kriegsdienstverweigerung ware allerdifigs falsch, das Gesetz dahin auszulegen, daß

1LUFr den organısıerten Pazıfismus schützt. Im Namen1mM deutschen Wehrpflichtgesetz der Mehrheit erklärte der Abgeordnete Haasler 1n der
Am Juli 1956 verabschiedete der Deutsche Bundestag drıtten Lesung: „Es ISt einfach iıcht richtig, behaupten,
das Wehrpflichtgesetz, durch das die allzemeine Wehr- da{fß seıtens der Koalıtionsparteien Eınschränkungen SC-
pflicht wıeder eingeführt wiırd. Schon das Grundgesetz macht würden un versucht werde, echte Gew1issensent-
bestimmt 1n Artıkel Absatz „Nıemand darf scheidungen, Entscheidungen, die Aaus der Persönlichkeit
sein Gewissen ZzU Kriegsdienst MIt der affte WUnN- 1mM dNZCNH, AUS einer relıg1ösen oder moralısch-ethischen
gCn werden. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz.“ Diese Lebensauffassung kommen, negıeren.“ (Protokoll
Vertassungsbestimmung gehört den Grundrechten, die 8847 Der Wılle des Gesetzgebers schützt also auch
nach Artıikel Absatz die Gesetzgebung als 95  dl denjenigen, der heute und ın Zukunft eden Krıeg für
mittelbar vyeltendes Recht“ binden. Deshalb mufite 1m erlaubt hält, ohne daß einer der bekannten pazıfist1i-
Wehrpflichtgesetz die Berechtigung ZUuUr Verweıigerung des schen Gemeıunschaften gehört
Kriegsdienstes geregelt werden. Es bestimmt 1n 25 Die Abänderungsanträge wollten aber diesen Schutz 1NnS-
„ Wer sıch AaUusSs Gewissensgründen der Beteiligung jeder besondere auch auf dıejenigen ausdehen, die ZWar nıcht
Waftenanwendung zwiıschen den Staaten wiıdersetzt un den Krieg überhaupt für unerlaubt halten, jedoch MNTITt
deshalb den Kriegsdienst mI1t der Wafte verweıgert, hat Rücksicht auf die Wahrscheinlichkeit des Eıinsatzes der

des Wehrdienstes einen zıivılen Ersatzdienst außer-
halb der Bundeswehr eisten.“

Atomwaftfen oder auf die Spaltung Deutschlands un die
Folgen, die die Wiederbewafinung Westdeutschlands für

Be1 der Auseinandersetzung über diese Formulierung, die die sowJetisch besetzte one haben kann, den Wehrdienst
der Bundestag sıch ıcht leicht gemacht hat, ergab siıch die nıcht verantworten können. Man ann daher die Ent-
Notwendigkeıt, den Begriftf des Gewissens, das gyeschützt scheidung des Bundestages charakteristeren, da INa  3
werden soll, SCHNAUCI bestimmen. Diese Notwendigkeit Sagt Das Gesetz schützt das Gewı1issen e1ines Kriegsdienst-tührte grundsätzliıchen Erörterungen über das Ver-
hältniıs zwıschen dem Staat un den Forderungen des (Ge verweıgerers, WenNnn sein Urteil Aaus grundsätzlichen Mo-

tiven Tallle: nicht dagegen, Wenn seline Entscheidung AUS
meınwohls elinerselts un der Gewissenstreiheit des e1In- sıtuationsbezogenen oder tatsächliche Erwäagungen DCc-zelnen Bürgers andererseits. Unter den Gedanken un troften hat Diese Einschränkung des Schutzes der Ge-
Argumenten, die 1n diesen Debatten vorgetragen wurden, wissensfreiheit entspricht nıcht dem Standpunkt, den diesınd mehrere über den gegebenen Anlaß hınaus von Be- Beauftragten der evangelıschen un: der katholischendeutung. Kirche dem Verteidigungsausschuß des Bundestages dar-Der Bundestag hatte sich MIt Zzwel Abänderungsanträgen

befassen. Die soz1aldemokratische Fraktion wollte dem gelegt hatten.
25 die allgemeinere Formulierung veben: „Wer AaUS G: Dıie S tellungnabmé dery atholischen Kırche

wissensgründen den Kriegsdienst MIt der Wafte verwe1l-
DerIt Der CDU-Abgeordnete DPeter Nellen schlug fol- Im Namen der katholischen Kirche hat Protessor Hiırsch-

INaNnn 5 ] die katholische Lehre über den Schutz des (Je-genden Wortlaut VT „Wer Aaus relig1öser oder sıttlıcher
Gewissensüberzeugung sıch der Beteiligung der Waf- WI1Ssens 1m allgemeinen un die Kriegsdienstverweigerung
tenanwendung zwıschen den Staaten wiıdersetzt ım esondern austführlich begründet. Er erklärte: Solange

die Völkergemeinschaft ungerechte Angrıfte auf wesent-Von diesen Formulierungen 1St die nunmehr Z (Gesetz
erhobene die CENSSLE. Vom Wehrdienst efreit 1St NUI, WECT liche Rechtsgüter nıcht verhindern kann, hat jeder Staart
die Wafienanwendung zwıschen den Staaten grundsätz- das Recht, einem Angrıff auf solche Rechtsgüter mIiıt (GSe-
lıch, allzemein un unbedingt ablehnt. Durch diese Ein- walt ENTIZEZSCNZULFELCN. Vorausgesetzt wird für diesen
schränkung wıird dem Standpunkt des absoluten Pazıfis- Fall, daß der Angriff 1m ange 1St, ıcht anders als DC-
111US Rechnung etragen, den die Anhänger verschiedener waltsam abgewendet werden kann, da{fß ferner die Ver-
relig1öser un humanıtärer Vereinigungen vertreten:. Es teidigung nıcht noch schwerere Schäden Z Folge hat als
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die Duldung des Unrechts un daß S1e miıt siıttlich erlaub- ‚Ahsprüché in diesem Recht auf die Freiheit des Gewissens,
ten Kampfmitteln durchgeführt wird. auch Wenn in seinem Urteıl objektiv IEEG enthalten sind:
Die Gefahr, daß 1n eiInem solchen Kriege unsıttliche Wer den Kriegsdienst yrundsätzlich verweigert, den dart
Kampfmittel angewendet werden könnten, hebt das der Staat weder Z Kampf noch Z Ausbildung miıt der
echt Z Verteidigung sıch nıcht auf. ADaß jede An- Waffe zwingen un auch nıcht Z solchen Handlungen,
wendung jeder Atomwafte 1n sıch unsıttlich ISt, 1st nıcht die als Beihilfe Z Waftendienst werden kön-
bewiesen un unbeweısbar. Dalß bestimmte Anwendun- nen. Wer den Waftendienst nıcht grundsätzlıch, sondern
SCH bestimmter Atomwafien unsıttlich sind, 1st wahr. Dıie I1LUT 1n Hınsıicht autf einen bestimmten Kriıeg verweıgert,
Unvermeidlichkeit des Überganges jedes kommenden ann nıcht beanspruchen, VO der Ausbildung freigestellt
Verteidigungskrieges iın einen totalen Vernichtungskrieg werden. Rıchtet sıch der Wıderspruch 1aber auch vegen
1St. eine unbewiesene, gefährliche un verhängniısvolle Be- die Ausbildung, weıl der Betroffene sS1e 1n eiıner bestimm-
hauptung, die dem Einflu{ß der menschlichen Freiheit in ten Situation als unerlaubt beurteilt (Z n einer
der Durchführung jedes Krieges nıcht gyerecht wird“ (KNA, gewissenswidrigen Erschwerung der Wiedervereinigung
21 Julı oder Förderung des Milıitarısmus), ann 1St auch dieses
Aus höheren sittliıchen Gründen annn der Staat Um:- Gewiıissensurteil schutzberechtigt.
ständen verpflichtet se1n, 1n einem konkreten Fall auf die Hırschmann legt yroßen Nachdruck darauf, da{fß sıch diese
Ausübung se1nes Verteidigungsrechtes verzichten. Ansprüche nıcht allein AaUusSs Artikel Absatz des her-
ADas Verteidigungsrecht esteht auch gegenüber Angreı- leiten, sondern AUS der Grundlage aller Grundrechte, nam-
fern, die durch besondere Bande des Blutes oder der Ge- ıch der Würde des Menschen als sittlicher Person, die

durch das Naturrecht schon VOTL dem Grundgesetz yegebenschichte mMIt dem Verteidiger verbunden sind; 1St auch
gegeben, WECeNnN der AÄngreıifer subjekt1iv selbst lau- ISt, VO  a ıhm 1aber auch 1mM erstien Satz des Artikels AUS-

bens über die Berechtigung se1nes Angrifts 1St Der tiefste drücklich anerkannt wiırd. Denn dort heißt 6S  : „Die
Wuürde des Menschen 1St unantastbar;: S1e achten un!'Grund dieses Verteidigungsrechtes 1St die mit dem Wesen

des Menschen gvegebene grundsätzlıche Erzwingbarkeıt des schützen ISt Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.“
Rechtes. Ihre eugnung 1St MmMIt dem q Qristlich verstandenen Nıcht einmal seiner Existenz willen dürfte deshalb der
Naturrecht unvereinbar: ebenso die Behauptung der A Staat einen Menschen zwıngen, LuUnN, W ds

gyemeınen sittlichen Pfiicht gewaltlosem Widerstand se1In klar erkanntes Gewissensurteil verstieße.
gegenüber eiınem ungerechten AD T Andere Deutun- Nıcht ebenso weıt yeht die Pflicht ZU Schutz des (Ge-

W1SSeNS, WEn das Wohl des Staates mIi1t dem indivıdu-SCH des NT sind unvereinbar mıiıt der verbindlichen Lehre
der Kırche ellen Anspruch kollidiert, gemäaßßs dem eigenen Gewissen
In Durchführung des Verteidigungsrechtes 1sSt der Staat posıtıve Handlungen vorzunehmen oder sein eigenes Dr
ZUuU Aufbau einer Wehrmacht berechtigt; Ja 1St. dazu te1] außern. Wenn jemand sich D 1mM Gewissen VCI -

verpflichtet, wenn andernfalls vielleicht mitschuldig pflichtet {ühlte, für die Kriegsdienstverweigerung WeTI-

würde, da{ en ungerechter Angrift erfolgt. Wenn nach ben, dann würde der Staat nıcht die Gew1ssens-
Überzeugung der Verantwortlichen eın Freiwilligenheer treiheit verstoßen, WEeNn des Gemeinwohls willen
nıcht genugt, annn der Staat die allgemeine Wehrpflicht solche Meinungsäußerungen oder Handlungen untersagte.
anordnen. S1e 1St dann Gewissenspflicht. Diese feine Unterscheidung der katholischen Moraltheo-
1ne solche Anordnung annn be1 Betroffenen auf den logıe wird manchem nıcht auf den ersten Bliıck verständ-
Wıderspruch iıhres Gewissens stoßen. Das Gewissensurteil ıch se1n. Sıe 1St aber VO  } grundlegender Bedeutung nıcht
schliefßt sowohl die Ertfassung einer Norm als auch die 1Ur für diesen Fall, sondern für alle Kollisionen zwischen
einer Situation e1in. Auch die Beurteilung einer Sıtuation dem persönlichen Gewissen un: der gyesellschaftlichen
ann demnach den Charakter einer Gewissensentscheidung Autorität. Die Gewissenstreiheit un: die Meınungs- un
haben Sowohl hinsıchtlich der Norm als auch der Sıtua- Handlungsfreiheit des Finzelnen sınd nıcht völlıg —-

t1on annn das Gewı1ssen 1n seinem Urteil ırren. Eın Rechts- beschränkt, sondern finden in bestimmter Beziehung iıhre
annn unterstellen, da{(ß der Wiıderspruch seine Grenze Gemeinwohl. Würde INa  a diese Grenze leug-

AÄnordnungen auf einem solchen Irrtum beruht, und des- 1E  — und 1ine vollkommen unbeschränkte Gewissensfrei-
halb VO  3 den Widersprechenden verlangen, da{ß S1e sich heılit proklamieren, dann könnte dahın kommen, daß
prüfen. Der Staat 1St 1 Recht, WECNIL die Gewi1ssens- Einzelne Berufung aut ıhr irrıges Gewi1ssen dem (Ze=
bıldung seiner Bürger hinsıichtlich der staatsbürgerliıchen meinwohl schweren Schaden zufügten, ohne da dıe SC-

sellschaftliche Autorıität das verhindern könnte. Der (je-Rechte un Pflichten beeinflufßt. Er macht sich dadurch
nıcht ZU Herrn über das Gewissen, sondern verweıst NnUur wissensfreiheit geschieht Genüge, WEeNnN nıemand VO der
auf die objektive sittliche Ordnung. Autorität CZWUNSCH wird, CunNn, W 4S 5  A se1n
Bleibt der Betroftene be1 seinem Urteıl, dann ann der Gewiıissen verstöfßßrt. Dagegen yehört ZU Wesen der
Staat ıh nıcht unmıiıttelbar zwıngen, CunNn, w as Autorität, daß S1e den Finzelnen zwıngen kann,

unterlassen, W 4S G LUn sıch 1n seınem persönlichen (ze-hier un: Jetzt aUus unverschuldet irrıgem Gewiıissen als
moralisch verwertliıch betrachtet. Der Grund dafür ISt, wıissen verpflichtet fühlt Ja, annn ZULT. D  fliıcht der Au-
daß der Verweigerer, da iın diesem Falle seine GewI1s- Orıtät werden, des Gemeinwohls willen solche Unter-
sensforderung als objektiv begründet betrachtet, V1 = lassungen erzwıngen.
pflichtet ISt, ıhr entsprechend handeln. Im gegenteıilı- Besonders schwlıer12 ISt CS, bei einem Konflikt zwıschen
SCH Fall würde CT: sündigen. Ihn dazu zwıngen, ware einer staatlichen Anordnung und dem Standpunkt des e1in-

zelnen Bürgers unterscheiden, ob dessen WiderspruchZwang A Sünde. Solch eın Zwang dürfte auch um der
Notwendigkeit des Gemeinwohls wiıllen ausnahmslos nıcht in eiıner echten Gewissensentscheidung begründet 1St oder
angewendet werden. 1U  — 1n einer abweichenden polıtıschen Auftassung. Wııe

Hırschmann mit Nachdruck feststellte, kann ein politı-Protessor Hirschmann erläuterte SCHAU, welche konkreten
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sches Urteil Grundlage Gewissensentscheidung SCIN; Grundrecht der Gewissensfreiheit die nach Art Abs
enn das Gew1issen hat 6S Ja M1t konkreten Ent- „unverletzlich“ 1ST un: Abs auf die Kriegsdienst-
scheidungen LunN, handelt aut Grund SsSCiNeEer Beurte1- veErweE1SCrTrUNg angewendet wiıird VO  3 Gesetzes C1N-

lung tatsächlichen Sıtuation ber iıcht jedes poli- schränken 11 indem In  ; 1ne Legaldefinition des Ge-
tische Urteil das VO der Auffassung der staatlichen Au- 115 schafit. Es SC1 untragbar, da{fß der Staat bean-
TtOrItat abweicht 1ST Grundlage Gewissensurteils Es sprucht, darüber richten, Wann das Gewissen geschützt
könnte jemand der Meınung SC1IN, da{fß die Eintüh- werden soll un Wann nıcht. „Es gilt ı Gesetz durch
1ung der Wehrpflicht politisch $alsch 1ST ohne daß sich einfachen un jedermann verständlichen Wortlaut
darum sittliıch verpflichtet fühlte, ıhre Erfüllung VeOeI- klarzustellen, daß der Staat iıcht Herr über die Gewı1issen
WCISCIN Er könnte eLIWwa urteijlen selbst halte die 1ST un da{ß keine Stellvertretung Gewiıissen x1ibt
Wehrpflicht tür polıtısch falsch ber ich halte S1IC ıcht auch ıcht politischen Fragen Der Staat EC1iN®
für ungerecht oder sittlıch unerlaubt Deshalb füge iıch als echt erkannte Gewissensbedrängnis respektieren, AaUuS
miıch ıhrer Anordnung Da die Autorität wWenn S1IC sich W3as für Gründen auch s1ie entstanden SCc1 Dr

allgemeınen rechtlich verhält auch Einzelfall diese Arndt hat bekanntlich inzwiıischen SsCH dieser Beschrän-
Vermutung für sich hat un deshalb bis ZU Beweıse des kung des Grundrechts Vertfassungsbeschwerde erhoben
Geoenteils auch Anspruch aut Gehorsam, ann die ab- Er berief sıch se1iner ede mehrfach aut das Gutachten
weichende politische Ansicht einzelnen für sıch allein VO  3 Hırschmann, un ZWar diesem entscheidenden
eın subjektives echt auf Gehorsamsverweigerung be- Punkt echt Hırschmann wollte allerdings ıcht das
gründen. Andernftalls würde sıch 1Ja die staatliche Gemeıin- Grundgesetz interpretieren, über dessen Auslegung, WIC
schaft auflösen. INa  } sieht verschiedene Auffassungen möglıch sind Des-
Die Unterscheidung zwıschen NUur politischen Di1s- halb 1ST CS auch mißverständlich Wenn dieser ede
SCNS, der eın echt FA Gehorsamsverweigerung begrün- zıtlert wurde, als habe En sıch i1nem echt auf Kriegs-
det un eiInem sıttlıchen Diıssens gegenüber dem Staats- dienstverweigerung bekannt Hırschmann begründete
DSESETZ, der ZUr Gehorsamsverweigerung verpflichtet un e1IN! Ansıcht unmittelbar VO Naturrecht her un VeCTIT-

deshalb Anrecht auf Gewissensschutz genießt 1ST besonders trat deshalb LLUTr den Anspruch, nıcht n SC WI1ISSCHNS-
für Menschen schwer vollziehen Protfessor wıdrigen HandlungS werden.
Hırschmann Außerte die Auffassung, da( auch der Auch der Abgeordnete Nellen 0RAl E außerordent-
Mensch siıttliche Verpflichtung Z Wehrdienst MI liıch qualifizierten ede für die Berücksichtigung des Ge-
Sicherheit erkennen ETIMAS Wenn Berufung W 155C115 CIN, das AaUS sıtuationsbedingten Gründen den
auf SC1H (Gewıssen den Wehrdienst verweıigert wiıird be- Wehrdienst VErWCISCIN INUSsSeN zlaubt Auch Nellen
sonders sorgfältig geprüift werden INUSSCH, ob diese We1- berief sich auf das Gutachten VO  e} Hiırschmann, der Ja als
SCLUNGS echtes Gewissensurteil oben erläuterten Sınne Sprecher des Episkopates Sache, tür die die Bı-
1ST oder 1LUFr ein die Orm Gewissensurteıils SC- schöfe unbestreitbar zuständıg sınd aufgetreten WAar Es
kleideter politischer Dıissens, der möglicherweise nu  H 61n wirkt befremdend daß diese Berutung Zwischenruten
unecht angECISNELES Fremdurteil 1ST Z W eler sehr promınenCter katholischer Abgeordneter ba-
Aus der Stellungnahme Hırschmanns 1ST schliefßlich noch yatellisiert wurde, als SCc1 dieses Gutachten die Stimme
C1in Punkt hervorzuheben, der die rage betrifit ob auch „einzelnen Theologen SCWESCH Wiäre > dann
C1MNn Katholik den Kriegsdienst VELIWEISCIN dürfe an wuürde INa  w} Ja der Kıiırche unterstellen, S16 lehre, daß der
nächst esteht natürlich die Möglichkeıit, da{fß auch CIn Zwang des Staates vewissensw1drıgem Handeln
Katholik ı dieser Sache ı Zustand unüberwindlich ıe1N- Umständen gerechtfertigt senıin könne. Der Abgeordnete
den Gewi1ssens 1ST Dann hat denselben Schutzanspruch Dr Jaeger diesem Zusammenhang e uße-
w 1e€e jeder andere Kriegsdienstverweigerer Ferner aber rung des Würzburger Moraltheologen Fleckenstein, nach
annn der Fall gyegeben SC1IMN, dafß die staatliche Verpflich- der „dıe Gewissenstoleranz celbst des freien Rechtsstaates
tung ZUWu0 Kriegsdienst selbst objektiv unsıttlich WAaiIfe In schwerer allgemeiner Notsıtuation renzen haben
diesem Fall bestände auch für den katholischen Christen annn (Protokoll 8849 Diese Grenzen VO  -
ein objektives Kriegsdienstverweigerungsrecht Doch 1St Hırschmann bezeichnet worden, W as VOM Abgeord-
6S weder notwendig noch überhaupt möglıch diesen Fall en Jaeger nıcht hervorgehoben wurde Hirschmann

staatlıchen (jesetz ausdrücklich vorzusehen. Es hatte ausdrücklich DZESAQT Der Staat darf der Not
1St nıcht notwendig, weiıl der Widerstand CM ob- Bürger ZWINSCNH, gewissensbefohlene Handlungen
jektives Unrecht 54NZ selbstverständlich den VO unterlassen, aber auch ıcht der außersten Not dart
Grundgesetz anerkannten Rechten des (GGewı1ssens gehört ıh ZW1INSCNH, gewıssensverbotene Handlungen sSet-
Es 1ST aber auch ıcht möglıch weıl der Staat sich selbst zen Dazu annn kommen, WEeNnN das situationsbedingtenıcht unterstellen kann, da CT ungesetzlıchen Krıeg Gewı1issen nıcht gyeachtet wiırd Allerdings geht auch diıe
führen wird un weıl 111e solche Bestimmung kon- Ansicht VO Nellen über das Gutachten VO  —$ Hirschmann
kreten Falle wirkungslos leiben müßte, da der Staat N1Iie hinaus denn Nellen torderte INITt Lorson, das Gewiıissen
eingestehen würde, da{ß sıch hier un für jeden Akt des Gehorsams den Staat
ungerechten rıeg befindet „Passıerschein haben Hırschmann dagegen erkennt

NEeN berechtigten Zwang Unterlassungen a W.ECNN —
Diıe Bundestagsdebatte gend jemand IrM1SCcH Gewiı1issens das Gemeinwohl

Die Stellungnahme Hırschmanns fand der entscheiden- handelt Auch der Auffassung, dafß Ce1inNn Katholik ob-
den Bundestagsdebatte Juli starke Resonanz In jektiv berechtigt sSC1IN könne, der Verwendung VO  e

sehr eindringlichen ede ZUuUr Begründung des soz1al- Atomwaften den Wehrdienst vErWCISCIN, 1STt Nellen
demokratischen Antrages (Protokoll 8836—41) wandte durch Hirschmann nıcht gedeckt denn dieser hat zwıschen
sıch der Abgeordnete Dr Arndt dagegen, da{fß 11a das dem Gehorsam die Wehrpflicht un: dem Gehorsam
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einen Befehl ZU Einsatz Wafren unfer- ten Gewissen ihrer Gläubigen einleuchten. Deshalb be-
schieden. Ob un 1inwieweit eın Katholik ınem Befehl finden sıch die Wehrdienstverweigerer nach ıhrem Urteil
dieser Art gehorchen darf,; 1St eine rage für sich, deren nıcht 1n derselben Rechtslage WwW1e die Wehrdienstwilligen.
Verneinung noch nıcht zur Verweigerung jedes Wehr- Wenn S1e dennoch durch das Gutachten ihres Beauftrag-
dienstes berechtigen würde. ten VOTL dem Verteidigungsausschufß für Jjene eingetreten
Wenn aber der Abgeordnete Jaeger AUS der Notsituation ist, hatte s1e doch nıcht ihre eigenen Normen 1n dieser
des Staates das Recht herleitet, Umständen auch Sache verteidigen, sondern DG für ırrende Gewissen
einen Zwang Handlungen auszuüben, die das Ge- einzutreten. Auch die Bundestagsmehrheit hat Ja nıcht
wı1ıssen verbietet, dann hat das Gemeinwohl ZUuUr ober- die Gewissensfreiheit als solche votlert. Ihre Auf-
sten Norm des siıttlıchen Verhaltens erhoben un über- fassung VO Gewissen und die der katholischen Kirche
sehen, daflß das Gemeinwohl selinerselts 1n der objektiven begegneten sich darın, dafß die objektive sıttlıche Norm
sittlichen Ordnung seine oberste Norm hat Zwang DG den Vorrang VOTLT der wenn auch unverschuldet abwel-
wissenswidrigen Handlungen, AauUusSs welchen Gründen chenden persönlichen Überzeugung genıeßt.
immer ausgeübt werden INaS, 1St immer Zwang Z Die evangelische Kirche dagegen hat 65 nıcht LLUTL mıiıt der
Sünde un deshalb unerlaubt. Miıt echt hıelt der AD Tatsache Cun, daß mangels eines Konsenses in der Lehre
geordnete Metzger Jaeger ENLZECZCN, da{fß ach der VO  ; die Auffassungen der Verteidiger un der egner des
Hırschmann dargelegten Lehre der Kirche das Gewı1ssen Waehrdienstes innerhalb der Kıirche iın derselben Weise
un der Respekt VWA(ONE se1ner Entscheidung wichtiger sind Heımat haben, sondern VOr allem mı1t einem Sanz ande-
als cselbst die Exıstenz des Staates. Genauer würde Ten Gewissensbegriff. Wıe in der Meldung über den Rat-
Hırschmann interpretiert haben, WEeNnNn ZESAQT hätte: schlag der EK  ® ın dieser Zeitschrift hervorgehoben wurde
Die sittliche Ordnung 1st wichtiger als die Existenz eines (ds Jn 221—222), 1St das Gewissen nach weıtver-
Staates, un die Achtung VOTFr dem Gewı1issen 1St Bestand- breiteter evangelıscher Auffassung grundsätzlıch ıcht
teıl dieser Ordnung. Deshalb 1St auch ein Irrtum, WEeNnN Prinzıpien gebunden, sondern spricht jeweıls Sanz un
Jaeger als die Auffassung der katholischen Kirche be- Sar durch die lebendige Stimme Gottes 1n der Sıtuation:
zeichnete, da{fß überhaupt eın objektives echt ZUr 1St auch als normales Gewiıissen seiner Bezogen-
Kriegsdienstverweigerung yebe. Hırschmann hat den Fall heit aut die Sıtuation durch un: durch individuell. DDes-
des ungerechten Krieges AaUus der Frage, die hier ZUr De- halb \rerträgt sıch keine Art (}  =t Definition des Gewissens
batte stand, ausdrücklich AaussSCNOMMCN, weıl seiner mIiıt der Achtung VOTL seiner indıyiduellen Entscheidung.
Natur nach nıcht gesetzlıch geordnet werden annn In Aus diesem Grunde hatte die Evangelısche Kırche darum
einem ungerechten Krıeg, den auch eın einzelner Bürger gebeten, da das Gesetz „der sıtuationsgebundenen Ge-
grundsätzlıch als ungerecht erkennen VEIMAS, darf CI wissensentscheidung in Einzelfällen Raum gewähren“
nıcht LLUF den Kriegsdienst verweigern; mu(ß 65 o  ° möÖge. Ferner lag ihr daran, den Komplex der
ber AZUS dieser Pflicht folgt nıcht, da{fß sıch dem Wehr- Behandlung der Kriegsdienstverweigerer innerhalb des

Wehrpflichtgesetzes klären, damit für S1e nıcht SCIS=dienst überhaupt dürfte, un das War der hier
erörternde Sachverhalt. kriminıerende Nachteile“ entstehen könnten, das heißt der

Es ISt also Tatsache, da{fß die Fassung des 75 des Wehr- FEindruck erweckt würde, als Er W: der Staat ViCh  e} seinen
pflichtgesetzes, die VO  - der Mehrheit des Bundestages be- Bürgern un für sıch die Erfüllung der Wehrdienst-
schlossen wurde, ındem S1e den Gewissensschutz auft eine pflicht un gewähre den Kriegsdienstverweigerern Jedig-
ganz bestimmte Motivatıon der Kriegsdienstverweigerung ıch Schonung und Duldung.
eingeschränkt hat, den VO  S der katholischen Kırche dar- Es darf WAar nıcht übersehen werden, dafß die EK  ® als
gelegten Forderungen des Naturrechts nicht. voll eNt- solche siıch nıemals MIt den Kriegsdienstverweigerern 1ıden-
spricht. tifiziert hat Es ware unrıichtig, behaupten, ihr se1

Diıe Stellungnahme der evangelischen Kiırche der Behandlung der Kriegsdienstverweigerer mehr gelegen
och wenıger hat der Bundestag dem Standpunkt der als der der Soldaten oder 1ın ihrer Stellungnahme se1l

eine mıttelbare Diskriminierung der Soldaten enthalten.Evangelischen Kirche Deutschlands Rechnung 9 Fs ISt, W1e der Beauftragte der evangelischen Kirche, Bı-der iın dem Ratschlag des Rates der EKD Z Ausdruck schof Kunst, mehrfach hervorgehoben hat, ausschliefß-gebracht worden War (vgl Herder-Korrespondenz
ds Jhg., Z2140) In diesem Ratschlag wird deutlich, da{fß ıch in der orge den gegenseıtigen un allseitigen

Respekt VOT den persönlichen Gewissensentscheidungeninnerhalb der evangelischen Kıiırche ıne einheitliche jedes einzelnen Menschen und der Freiheit tür jede ber-Auffassung über die objektive Erlaubtheit des Wehr-
dienstes 1n der gegenwärtigen Situation nıcht 1Dt Der zeugung begründet, daß die evangelısche Kirche sıch in

der rage der Wehrdienstverweigerung stark engagıertRat der EKD spricht 1n Punkt se1nes Ratschlages des- hat Sıe WAar dabei besonders VO  . den Gewissenskonfliktenhalb VO  S der Fraglichkeit des modernen Krieges, auch
Wenn OT Z Verteidigung geführt würde. Dieser Unter- vieler ıhrer Gläubigen in der Sowjetzone bewegt.
schied der Auffassungen 7zwischen den beiden Kirchen hat Der W.lle des Gesetzgebers UuUnN. das (Jesetzfür die Hrage der Kriegsdienstverweigerung erhebliche
Folgen. Die katholische Kirche Jegt das Hauptgewicht Die Verweigerung des Schutzes für eın Gewissen, das den
ıhrer Verkündigung auf die objektiven Grundsätze der Kriegsdienst oder den Wehrdienst AaUS sıtuationsbedingten
sittlichen Ordnung. S1ie lehrt, daß ein gerechter Verte1idi- Gründen (Atomkrieg, Spaltung Deutschlands) ablehnt,
gungskrieg auch heute noch Umständen möglıch 1St hat den Bedenken der evangelıschen Kirche gerade 1n dem
un daß deshalb jeder Staat das echt hat, sıch auf die entscheidenden Anlıegen nıcht Rechnung Na-
Notwendigkeit AT Verteidigung vorzubereıten und 1M mMens der Mehrheit hat der Abgeordnete Dr Kopf den
Bedarftfsfall auch die allgemeıine Wehrpflicht einzutühren. Unterschied 7zwıschen deren Auffassung un dem Stand-
Sıe unterstellt, daß diese Tatsachen dem recht unterrichte- punkt der evangelischen Kirche deutlich herausgestellt. Der
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Gesetzgeber wollte davon ausgehen, daß jeder einzelne grundsätzlichen, besser SESAZT, verwiırft den Krieg iıcht
Bürger grundsätzlıch die Pflicht hat SsSCInNn Vaterland als schlechthin ungerechtes Mittel der Verteidigung, SONMN-

verteidigen Nur dann, Wenn zwıschen dieser Pflicht un dern als u  9 das durch den Gang der Geschichte ad ab-
der (vermeintlichen) Pflicht INa  = dürte überhaupt nıcht surdum veführt worden 1ST un ZWAar endgültig un eın

Oten, Gewissen 1i1nNe unüberwindliche Konflikts- für allemal ad absurdum geführt 1ST Es iST sehr 7zweıtel-
S1ıTtUatLLiON entsteht WEeNN also der VO  - iıhr Betroftene haft ob die Fassung des 75 mMI der die Bundestags-

ausweglosen Konflikt wollte 1114  z} durch Be- mehrheit e1iNe solche Argumentatıon den Schutz des
freiune VO  3 der Wehrdienstpflicht SC1INECIN Gewı1issen Gesetzes stellen wollte, nach Wortlaut un Sınn tatsäch-
Hılfe kommen Beruht der Konflikt aber nıcht auf der lıch INTErpretiert werden muß und ıinterpretkiert werden
Überzeugung, INa  3 dürfe 18015 un JNET OTtenNn, sondern wird.
auf persönlichen Beurteilung der politischen S1tu-

oder des besonderen Charakters des modernen Krie- Der relig1öse Glaube
SCS, dann muß die Pflıcht ZAHT Verteidigung des Vater-
landes den Vorrang haben un : V.OL der Atomisierung

und der amerikanische „ Way of Lite
die ewıssen“ veschützt werden (Protokoll 5852—953) iıne soziologische Analyse des Verhältnisses VO  } Religiondann muß der einzelne sıch MIFE SC1INeEM Urteil der Auf- und Gesellschaft i den USA
fassung der verantwortlichen Träger der Staatsgewalt Die Herder-Korrespondenz berichtete 3 iıhrem Dezem-beugen Die sıtuationsbedingte Krıiegs- oder Wehrdienst- berheft (ds Jhg‚ E über CIN1ISC ernste orgen der
VErWECISCIUNG 1ST nach Ansıicht des Gesetzgebers Gegen- amerikanischen Katholiken Die damals reterierte Studie
SaT7Zz Z Auffassung der evangelıschen Kirche nıcht der- Fr Houtarts behandelte einmal die Auswirkungen, dieselben Weiıse C1in .‚ewı1ssensurte1l W1e die eıgerung 11N1eS sıch auf Grund des Einwandererstops Seit 1930 für dieMenschen, dem das Gebot „Du sollst nıcht als Katholiken den USA ergeben; Z anderen das sechrohne Ausnahme verpflichtend erscheint Da der (esetz- 1e] wWwEe1ltfer reichende Problem der soz1alen Umschichtunggeber schlechterdings keine Möglichkeit hat die Seelen den Vereıinigten Staaten MI allen damıit verbundenenhineinzuleuchten un die Ernsthaftigkeit sıtuationsgebun- Fragen Auflösung der amerikanischen Großstädte, Vor-dener Gewıissensmotive prüfen, andererseits 1ber rLans der offenen Sıedlungsweise VOT der bisherigen Hezlaubte verhüten INUSSCT, daß die deutsche Verteidi- schlossenen, damıit verbunden das Absterben der altengungsbereitschaft » VOLr der Atomisıerung durch unkon- Natıionalpfarreien, die auch durch iıhre Funktion alstrollierbare Berufungen auf das Gewı1issen geschützt bleibt, ethnische Klammer Schutz un Sicherheit der uNeTr-hat CT, WIE veschehen, entschieden. hörten Mobilität des Landes gewährleisteten, schließlich
Namens der Mehrheit hat der Abgeordnete Haasler C1I-
klärt

die besonders schwierige Sıtuation der S  Y„Die VO uns gewählte Fassung deckt jede echte ten zweıten Generation (der katholischen Einwanderer)Gewissensüberzeugung un sol] S1E decken (Protokoll
8847 Das würde bedeuten, daß der Gesetzgeber WEN1$5-

Die Probleme, die mM1 der soz1alen Umschichtung
sıch schon höchst heterogenen Gesellscha f verbunden

diejenigen Gewı1issen schützen wollte, die heute un sind konnten VO  — unls damals 1U  an angedeutet werdenZukunf den rıeg ıcht mehr als C1inNn erlaubtes Miıttel Jetzt lieot u15 CN ausgezeichnete Studie VO  — Wll Her-
zum Austrag VO  w Streitigkeiten 7zwiıschen Völkern — berg VOrTFr — Protestant Catholic, Jew An SSaYy Ameriı-
sehen i1ne solche Auffassung, die für die Gegenwart und C  w Religi0us Sociology Doubleday Company Inc
Zukunf: jeden rıeg grundsätzlich verwirft ohne den New ork die allen diesen Fragen nachgeht Her-
Krıegen der Vergangenheit Stellune? nehmen, 1SE nıcht bergs Untersuchungsmethode 1ISt die soz1ologische Er
1Ur enkbar un verständlich sondern S1C wıird tatsäch- schränkt den Bereich sCiNer Untersuchung bewußt T:
ıch VO  : vielen Christen aller Bekenntnisse vertreftfen Die Das, W Aas erfassen un untersuchen kann, sınd AUS-
Sprecher der evangelıschen Kırche haben mehrfach betont schließlich soziologische Phänomene. (Den einzelnen
iINnan könne heute nıcht mehr VOTIMNM Kriıege sprechen WIC Menschen 1 SC1INeEr Beziehung Gott, den wichtigstenJahre 1910 Heute schließt jeder bewafinete Konflikt Faktor also annn un 111 icht untersuchen
die unmittelbare Gefahr der Ausweitung Welt- Herberg 515 diese Analyse auf Grund folgenderkrieg un nunmehr auch Atomkrieg sıch Des- Überlegung Die Bedeutung der Religion und der Kır-
halb sınd viele Christen der Meınung ögen die Kriege chen, iıhre Stellung öftentlichen Leben des amerikanı-
der Vergangenheit gerecht EeEWESCH sSCe1iNn oder nıcht heute schen Volkes, War selten überragend WI1C eben Die
sind S1Ce CS jedenfalls ıcht mehr (Vgl dazu den Bericht Zahl derer, die sıch estimmten Religionsgemeıin-
Die Wehrdienstpflicht Atomzeıtalter“, Herder-Kor- schaft bekennen, 1ST ständig Steigen begriffen Gleich-

respondenz Jhg 560) ZEITULEY aber 1ST das relig1öse Leben den USA derart
Werden diejen1ıgen, dıe dieser Überzeugung sSınd MI ihrer säkularisiert, daß INa  e sıch fragen muß ob diese erl-

Berufung autf den 25 des Wehrpflichtgesetzes Erfolg kanıiısche Auffassung VO „Religion überhaupt noch
haben? ach Ansıcht Haaslers un der Mehrkheıit, die M1 wırklicher Religion Liun hat Wıe verhalten
Ausführungen durch iıhren Beitfall unterstutzte, müuü{ften siıch 1U diese beiden gegensätzlıchen Erscheinungsweisen

zueinander? Was steht hinter ihnen? Wıe kommtS1C CS, un VOIN Standpunkt der Gutachten der beiden
Kırchen muü{fßÖten S$1Ie CS erSE recht Es darf aber ohl be- 6S ihnen? Herberg macht den Versuch das Wiıider-
7zweıtelt werden, ob die Wehrbehörden un Gerichte diese sprüchliche, Gegensätzliche aufzulösen Was die-
Auslegung des un des UumsStIrıttfenen Ausdrucks „Jede ser paradoxen Erscheinung versteht, MOSCH zunächst
Waffenanwendung hinnehmen werden Wer angesichts folgende Beispiele verdeutlichen:
der polıtischen un militärischen Gegebenheiten uUuNnseIetI Eine Befragung VO  Z 30 Amerıikanern, die 1 öffentlichen
eit un: der Zukunft jeden Krıeg ablehnt, LU das aller- Leben stehen un die hundert wichtigsten historischen
dings Aaus sıtuationsbedingten rwagungen un nıcht AaUS Ereijgnisse CeCNNEeN sollten, ergab erster Stelle die Ent-

B(


